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Der 17. Jnni war nicht umsonst!
Forderungen blieben unerfüllt -  aber die Partei zerbrach

Zum vierten M ale jä lirt sieh am kommenden M ontag der Tag  
der Juni-Revolution. D ie sieh w ieder in  den Vordergrund 

ielenden Stalinisten versuchen diesen T a g  aus der Geschichte 
.rer Zwangsherrsehaft zu streichen. Dort, wo vor v ier Jahren 

die Bauarbeiter der Stalinallee ihren historischen Protestmarsch 
begannen, fe iern  die Kommunisten diesmal unter dem gleichen 
Datum einen „T a g  des Demokratischen Rundfunks“ , m it Schau­
buden und Rummelplatzvergnügen. Aber damals schwiegen die 
kommunistischen Sender und die Funktionäre, d ie heute zum 
Volkstanz laden möchten, flüchteten in Richtung Frankfurt/ 
Oder und Stralsund. N iemals hat die SED diese N iederlage 
überwunden: Am  17. Juni zerbrach das Rückgrat der Kommu­
nistischen P a rte i!

N ur. der oberflächliche Be­
trachter kann die F rage  nach 
einem machtmäßigen „S ieg“  bei 
diesem Aufstand stellen. Nicht 
jene, die ihre M inisterien durch 
Sowjetpanzer schützen mußten, 
haben gesiegt.

D ie große W e lle  des A n ti­
stalinismus, die danach einsetz­
te, wurde m it durch den 17. Juni 
ausgelöst. D ie Ereign isse in P o ­
len. und Ungarn stehen in  eng­
ster Beziehung zu dem damali­
gen Geschehen. In  der SED aber 
erkannten damals jene A ltkom ­
munisten, die nach 1945 der P a r­
tei zur Macht verholfen hatten, 
daß eine tiefe K lu ft bestand 
zwischen ihrem W ollen  und der 

xis des Stalinismus.

tonchtag der M oral
V iele Kenner des Kommunis­

mus treten heute fü r die Ansicht 
ein, man solle den 17. Juni 1953 
als Stichtag fü r die Zugehörig­
keit zu einer kommunistischen 
Parte i werten. W er vor diesem 
Zeitpunkt Kommunist w ar und 
eine politische Überzeugung zu 
vertreten glaubte, mußte nach 
dem 17. Juni m it diesem Glau­
ben brechen. F ü r ihn mußte 
dieses Datum zu einem Stichtag 
der Moral geworden sein. W er 
danach noch der Parte i dienen 
wollte, beugte den Rücken vor 
der stalinistischen Doktrin und 
hat jeden Anspruch verspielt, 
sich Sozialist zu nennen. W er 
aber gar nach dem 17. Juni 1953

der SED beitrat, kann nicht ver­
langen, daß man ihm echten 
politischen Glauben an „das 
Gute im  Kommunismus“ in 
Rechnung stellen soll.

D ie SED weiß dies, und viele 
ihrer Funktionäre haben über 
das Nachlassen der Parteim oral 
und über das große „K ader­
sterben“ nach dem Volksauf stand 
geklagt. Is t das kein Sieg für 
die Volksrevolution, Eine D ik­
taturpartei, deren Rückgrat 
zerbrochen wurde und die sich 
nur noch auf den Spitzen der 
Bajonette halten kann? Und — 
vergessen w ir  das nie —  viele 
dieser Bajonette werden von 
Menschen getragen, die nicht 
einen Blutstropfen fü r die SED 
opfern und niemals auf ihre 
deutschen Brüder schießen w ür­
den. Auch das hat der 17. Juni 
zuwege gebracht!

Forderungen unerfü llt
Dennoch blieben die Forde­

rungen der streikenden Bevöl­
kerung aus jenen Junitagen un­
erfüllt. D ie SED hat den „Neuen 
K u rs“ , den sie aus Furcht nach 
dem Aufstand verkünden mußte, 
rückgängig gemacht. D ie N or­
menschraube ist ebenso geb lie­
ben w ie die unzureichende V er­
sorgung. A ber es w äre noch 
schlimmer gekommen, hätte die 
Bevölkerung den SED-Chef U l­
bricht damals nicht mit Gewalt 
gestoppt. Ulbrichts damalige 
P läne hätten die Zone in das

Elend der ersten Nachkriegs­
jahre zurückgestürzt. D ie Bol- 
sehewisierung Mitteldeutsch­
lands wäre total geworden. 
Alles, was man heute als „ L i ­
beralisierung“ bezeichnen mag, 
obwohl es sich ausschließlich 
um der SED abgetrotzte Zu­
geständnisse handelt, w ar nur 
durch den Juni-Aufstand m ög­
lich.

N iem als w ieder hat die SED 
jene diktatorische Machtfülle 
und Sicherheit erreicht, unter 
deren Schutz U lbricht im  Ju li 
1952 sein Program m  zum „A u f­
bau des Sozialismus“ verkün­
dete. V olle zwei Jahre hatte die 
SED m it ihren Bolschewisie- 
rungsbestrebungen durch den 
Juni - Aufstand verloren. Und 
bis heute ist die Maschine der 
Diktatur, die damals auf vollen 
Touren anlaufen sollte, nicht 
mehr recht in  Gang gekommen.

Angesichts dieser Tatsachen 
mögen die Zw eifler an dem Sinn 
des W iderstandes gegen den 
Kommunismus erkennen, daß 
dessen Stärke geringer ist, als 
sie fürchten. Es g ib t keinen 
Kommunismus ohne das Volk, 
nur eine zeitw eilige Diktatur. 
E in Volk, das sich nicht bolsche- 
w isieren lassen w ill, und das 
eine derartige W iderstandskraft 
besitzt w'ie die Bevölkerung- 
Mitteldeutschlands, kann nie­
mals in den K lauen eines Sta­
linismus enden. Der 17. Juni hat 
aber auch jen e Zw eifler im 
W esten beschämt, die sich m it 
der Spaltung Deutschlands ab­
zufinden begannen. Heute ist 
der 17. Juni 1953 fü r jeden M en­
schen im  W esten Verpflichtung, 
unermüdlich an der nationalen 
Zusammenführung beider Te ile  
Deutschlands —  ohne kommu­
nistischen Zwang —- m itzuwir­
ken. Dies aber ist vielleicht der 
größte Sieg, der die Opfer die­
ses Aufstandes krönt!
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Wird wirklich 
gesprochen?

W egen  seiner grund­
sätzlichen Ausführun­
gen veröffentlichen 
w ir  im folgenden den 
Leitartike l aus der 
I*f ings tausgab e des
TAG .

Das Gespräch —  gesprochen 
w ie  geschrieben —  w ar immer 
die edelste Form  menschlicher 
Verbindung. W ir  w issen aus 
tausend Quellen; w ie hoch zum 
Beispiel die alten Griechen den 
Austausch von Meinungen im  
Gespräch schätzten. D ialogos 
nannten sie das —  und wenn 
w ir  uns dann vergegenw ärtigen, 
was heute als D ialektik daraus 
geworden ist, dann ze ig t sich 
der ganze Abstand der Verkün­
dung der christlichen H eilsbot­
schaft vo r zweitausend Jahren 
von der materialistischen H e ils ­
lehre, die heute aus dem Osten 
so massiv präsentiert w ird . D ie­
se Gegenüberstellung soll nicht 
scheinheilig besagen, daß das 
Gespräch außerhalb des K om ­
munismus makellos geführt 
w ird.

Auch in  der W elt, die sich 
humanistisch, abendländisch 
nennt, w ird  der Mensch vom  
Menschen nicht nur m it dem 
ehrlichen W ort beeinflußt. H ier  
g ib t es Verzerrung, Täuschung, 
Lüge, Apparatur., g ib t es Druck 
in dieser und jener W eise. Aber 
die Grundhaltung ist Freiheit, 
F reiheit, sich zu informieren, 
ungestraft andere anzuhören, 
die eigene Meinung zu äußern, 
die Meinungen zu vergleichen, 
fre i und ungezwungen sich zu 
entscheiden, jene Freiheit also, 
die allein ein echtes Gespräch 
ermöglicht.

Chrustschows Erkenntnis
Ohne diese F reihe it können 

die Menschen im  privaten Leben 
nicht m iteinander auskommen, 
und ohne diese F reihe it kann 
auch im politischen Leben kein 
Meinungsaustausch gute Früchte 
tragen. Dem modernen Po litik er 
ist es zwar unendlich leicht., das 
Ohr von M illionen zu erreichen; 
was die Technik vermag, wurde 
soeben in  dem Fernsehinterview  
Chrustschows vor den Augen 
und Ohren von M illionen Am e­
rikanern demonstriert. Und die

simultanen Übersetzungsanlagen 
der heutigen internationalen
Tagungen sind technisch auch 
ein Sprachenwunder.

Aber unendlich v ie l w ichtiger 
als die Technik ist der Geist, in 
dem das politische Gespräch ge ­
führt w ird . Jeder Zwang, jede 
N ötigung, jede Unehrlichkeit, 
jed e  D iffam ierung steht ihm im 
W ege , macht das Gespräch hohl 
und verhindert die Synthese
echter Verständigung. „Laßt 
uns das Maß des ehrlichen
Mannes anlegen, w ir  wollen 
einander vertrauen und nicht 
w ie  zwei Räuber einander an­
schauen“ , sagte Chrustschow 
den Amerikanern. Man könnte 
nach allen Täuschungen und 
Enttäuschungen, die die P o lit ik  
des Krem ls bereitet hat, über 
diese biedere Sprache höhnen. 
A b er  das brächte nicht weiter, 
und tatsächlich w ird  das Ost- 
W est - Gespräch, das jetzt in 
London über die Abrüstung 
und m orgen oder übermorgen 
über andere Themen an anderen 
Orten geführt w ird , nicht er­
fo lgre ich  sein, wenn nicht die 
Grundelemente eines echten Ge­
spräches eingefügt werden, jene 
Elemente, die N ik ita  Chrus­
tschow ganz rich tig  genannt 
ha t; Ehrlichkeit, Aufgeschlos­
senheit fü r die Meinung der 
Gegenseite und Ablassen von 
räuberischem Zwang.

W ort und Ta t
Zumal in der Frage, die uns 

am nächsten liegt, würde es den 
sowjetischen Gesprächsteilneh- 
mern durchaus m öglich sein, 
eine echte Gesprächsbasis zu 
schaffen. Vorausgesetzt a ller­
dings, daß jene A n tw ort ehrlich 
ist, die Chrustschow selber ge­
geben hat, als er in dem ameri­
kanischen Fernsehinterview  bei 
der Erörterung des Themas 
Truppenabzug bestritt, daß die 
kommunistische Ordnung in 
Osteuropa nur durch die sow je­
tischen Streitkräfte behauptet 
würde. „Für solch eine kommu­
nistische Ordnung würde ich 
nicht kämpfen . . . W enn das 
V o lk  diese Ordnung nicht 
wünscht, so mag es die Ord­
nung aufrichten, die es haben 
w i l l “ , .so sagte H err Chrus­
tschow (nebenbeibem erkt: in
Pankow  hat man das sicher 
nicht gern vernommen), und er 
versicherte, die Sowjets w ür­
den gegebenenfalls unbesorgt 
ihre Truppen aus Ostdeutschland 
abziehen lassen. Bisher war es

so, daß die sowjetischen P o li­
tiker Einsicht und Verständi­
gungsbereitschaft in W orten be­
zeugten, den Beweis jedoch gern 
umgingen —  und w ie zum B ei­
spiel am 17. Juni 1953 —  ent­
gegengesetzt handelten.

D ie W e lt  würde aufatmen 
können, wenn sich endlich auch 
das Machtzentrum des dialek­
tischen Materialismus dem ech­
ten Gespräch öffnen würde. Ob 
es dazu kommt, das lieg t nicht 
nur, aber doch entscheidend 
beim  Krem l. In  unserem eigenen 
Land haben w ir  dabei noch eine 
besondere Betrachtung anzu­
stellen. In  der sowjetischen T>c>- 
satzungszone sind sogar die 
politischen Begegnungen w d  
Gespräche unterbunden durch 
Reiseverbote fü r die jungen 
Menschen der Sowjetzone in das 
„fe indliche Ausland“ Bundes­
republik und W estberlin. Der 
Geist, der aus diesem Verhalten 
der sowjetzonalen Machthaber 
spricht, ist das genaue Gegen­
te il dessen, was Chrustschow 
eben proklam iert hat. W ie  er­
mutigend und befruchtend w irkt 
demgegenüber der Strom fre ier  
Begegnung der fre ien  europäi­
schen Jugend zum freien  M ei­
nungsaustausch, den jetzt sogar 
auch Po len  seinen jung'en Men­
schen m öglich macht.

Sprechen und widersprechen, 
das Gespräch in  Freiheit ist die 
einzige A rt des Gespräches, die 
W ahrheit und Bestand bringt. 
W e r  das fre ie  Gespräch ablehnt 
und verhindert, w er das Ge­
spräch m it Propaganda ve r­
nebelt, durch D iffam ierung 
stört, durch Drohung oder Be­
stechung unfrei macht, der 
traut seiner eigenen Sache nicht, 
und er ist ein simpler D ien '" ' 
brutaler oder verschlagener 
w alt. Das g ilt  fü r alle poliLö­
schen Auseinandersetzungen 
über w eltw ichtige und w en iger 
w ichtige F ragen  und führt 
immer zu Unheil.

Das menschliche Gespräch 
w ird  auf dieser Erde nie vo ll­
kommen werden, w eil -wir M en­
schen nun einmal unvollkommen 
sind. A ber w ir  sollten uns be­
mühen, es im Um gang m itein­
ander, in der vielberufenen K o ­
existenz im  Großen und im 
Kleinen, w ieder vollkommener 
zu machen. D ie großen Sünden 
unseres Jahrhunderts, die tota­
litären Haltungen, haben die 
Begegnung der Menschen und 
der Völker in der W urzel ver-



Lieber Leser!
W ir  wollen gern wissen, w ie die- 
Vlerteilung unserer Wochenaus­
gabe in der sowjetischen Be­
satzungszone funktioniert. D ie 
Namen unserer Leser interes­
sieren uns dabei nicht, sondern 
nur die Orte. Deshalb bitten 
w ir  Sie, eine Ansichts- oder 
Postkarte m it falschem Absen­
der, aber m it Angabe der Num­
m er dei’ Ausgabe, auf d ie Sie 
sich beziehen, an fo lgende 
Adresse zu schicken:

Herrn E . R egn i 
Bcrlin-Tem pelhof 1 

Äianfred-v.-Riehthofen-Str. 2, II 
Falls Sie den kleinen TA G  

m it der Post erhalten, entfernen 
Sie b itte Ih re Anschrift, nicht 
aber die M arke von dem B r ie f­
umschlag und schicken Sie ihn 
in einem anderen Briefumschlag 
an die ob ige Anschrift.

Nicht auf Kosten der Alliierten
BuIIes zerstreut Befürchtungen—'Differenzen über Abrüstung

W ashington (AP/D PA ). D ie  USA sind nicht bereit, zur Be­
schleunigung der Abriistungsgespräche in  London auf Kosten 
ihrer A lliierten  zu handeln. M it dieser Feststellung wandte sich 
US-Außenminister Dulles auf seiner wöchentlichen Pressekon­
ferenz gegen Befürchtungen, d ie U SA könnten über d ie K öp fe  
ih rer Verbündeten hinweg zu einer Verständigung m it den 
Sowjets gelangen. Aus diesem Grunde berieten die USA gegen­
w ärtig  auch m it den europäischen N ATO -M itg liedern  über die 
Errichtung eines Inspektionssystems in  Europa, da sie eine 
solche Zone nicht ohne vorherige Zustimmung ihrer Verbünde­
ten Vorschlägen wollen.

W ir  danken 
H ilfe .

Ihnen fü r Ihre

W e ite r kündigte Dulles an, 
daß die U SA dem Londoner A b ­
rüstungsausschuß in Kü rze 
einen festumrissenen P lan  fü r 
die Einrichtung einer L u ft ­
inspektionszone in der Arktis 
unterbreiten wollen, vorausge­
setzt, daß Kanada, Norw egen  
und Dänemark diesem P lan  zu- 
stimmen. Daraus läßt sich ent­
nehmen, daß diese Zone nicht 
nur Alaska und Nordsibirien  
umfassen soll.

Der DPA-Korrespondent F r itz  
von G lob ig faßte seine E in ­
drücke von der Pressekonferenz

Agrarüberschüsse finden Abnehm er
13 Läoder an der Einfuhr t o b  Lebensmitteln interessiert
W ashington (A P ). E tw a zw ölf 

Länder haben nach amtlichen 
W ashingtoner Verlautbarungen 
der amerikanischen Regierung 
m itgete ilt, daß sie dringend am 
Ankauf amerikanischer A gra r­
überschüsse gegen frem de W äh­
rung interessiert sind. Beson­
ders dringende Anfragen liegen 
beim  State Department von 
Polen, Spanien und Israel vor, 
die die L ieferungen  zur über- 

ldung einer Lebensm ittel- 
appheit brauchen. W eitere 

An fragen  sind aus Italien , P a ­
kistan, Indien, Japan, Jugosla­
w ien und weiteren asiatischen 
und nahöstlichen Ländern ein­
gegangen.

D ie Regierung hat mit Geneh­
m igung des Kongresses in den 
letzten zweieinhalb Jahren für 
drei M illiarden Dollar A gra r­
überschüsse, darunter Weizen, 
Baumwolle, Fette , ö le , Sojaboh­
nen und Milchprodukte, an be­
freundete Nationen gegen frem ­
de W ährung verkauft. M it die­
sem Program m  konnte zugleich 
ein T e il der riesigen A grarvor­
räte abgebaut sverden, die die 
amerikanische Regierung m it 
den gesetzlichen Preisstützungs-

käufen angesammelt hat. Ge­
plant ist je tz t der Verkauf von 
überschüssigen Agrarprodukten 
fü r eine weitere M illiarde D o l­
lar. doch hat bisher nur der 
Senat die Regierungsvorlage an­
genommen. D ie Zustimmung des 
Repräsentantenhauses steht noch 
aus. (Siehe auch nächste Seite.)

w ie fo lg t zusammen: D ie Aus­
führungen von Dulles erweck­
ten den Eindruck, daß eine K o ­
ordinierung der Ansichten über 
die Abrüstung innerhalb des 
westlichen Lagers schwieriger 
ist als erwartet. Dulles sprach 
von „Verfahrensschwierigkeiten, 
die hinsichtlich der N A T O  ent­
standen sind“ . Dazu zählte er 
auch die Tatsache, daß die 
Bundesrepublik nicht U N -M it- 
g lied  ist, deren Unterausschuß 
die Abrüstungsgespräche führt.

Aus Dulles Ausführungen 
g in g  ferner hervor, daß bei den 
zweiwöchigen Verhandlungen 
Stassens in Paris und London 
die K ern frage nicht gek lärt 
worden ist, ob die europäischen 
Verbündeten für oder gegen die 
Aufnahme einer europäischen 
Kontrollzone in die US - A b ­
rüstungsvorschläge sind. „W ir  
kennen die Ansichten unserer 
kontinentalen Verbündeten noch 
nicht“ , sagte Dulles wörtlich.

Am 17. Juni in Berlin
Programm zum Tag der deutschen Einheit

Berlin  (E igenm eldung). Am  
17. Juni, dem T a g  der deutschen 
Einheit, w ird, w ie der R eg ie ­
rende Bürgerm eister Suhr vor 
Pressevertretern  m itteilte, auf 
dem Rudolph-W ilde-P latz in 
W estberlin um 19 Uhr eine 
offizielle Feierstunde des 
Landes Berlin  stattfinden. A ls 
einziger Redner ist der V ize­
präsident des Bundestages, 
Professor Carlo Schmid. vo r­
gesehen. Am Vorm ittag erfo lg t 
um 11.30 Uhr eine Kranznieder­
legung an den Gräbern der 
Opfer des Volksaufstandes.

2 5 Prozent nicht zuverlässig
Berlin (D PA ). Zwei Divisionen 

der „Volksarm ee“ und damit

etw a 25 Prozent der über SO 000 
Mann umfassenden Sowjetzonen- 
Streitkräfte sind militärisch und 
politisch nicht so zuverlässig, 
w ie das D D R  - Verteid igungs­
ministerium es verlangt. Dies 
geht aus einer offiziellen M ittei­
lung des stellvertretenden L e i­
ters der Abteilung Po litverw al- 
tung beim Stab der Armee, 
Oberst Böhme, hervor. In  einem 
Bericht in der Zeitung „D ie 
Volksarmee“ schreibt der P o lit ­
offiz ier, der D D R  - Verteid i­
gungsminister Generaloberst 
W illi Stoph selbst habe auf das 
„Zurückbleiben“ dieser Verbän­
de hingewiesen.



A m erika h ilft Polen
DT. V or genau zehn Jahren 

wurde der Marshall - P lan  ver­
kündet. Das große amerikani­
sche H ilfsw erk  fü r Europa be­
gann. D ie Ostblockstaaten durf­
ten sich auf W eisung Moskaus 
nicht beteiligen, obgleich gerade 
sie nächst dem zerstörten 
Deutschland der H ilfe  dringend 
bedurft hätten. So wurde die 
Tschechoslowakei zurückgepfif­
fen, und das damalige Po len  
w agte erst gar nicht den V er­
such, die hilfreiche amerikani­
sche Hand zu ergreifen. W as 
Am erika in W esteuropa und 
wohl am überzeugendsten im  
Bundesgebiet und in W estberlin  
gelang, konnte die Sowjetunion 
in ihrem Einflußgebiet nicht zu­
stande bringen. Jetzt, zehn 
Jahre zu spät, w ird  auf In itia ­
tive Moskaus ein w eiterer Ver-

Bonn (E igenbericht). Vom  M i­
nisterium für Gesamtdeutsche 
F ragen  wurde die Befürchtung 
geäußert, die Pankower Behör­
den könnten das Reiseverbot 
nach dem W esten auf a lle Ju­
gendlichen ausdehnen. D ie ver­
schiedenen Anordnungen, die in 
den letzten Wochen heraus­
gegeben worden sind, betreffen 
nach einer Bonner Übersicht be­
reits mehr als 300 000 Personen, 
und zwar 150 000 M ittel- und 
Oberschüler, 12 000 Schüler von 
Lehrerbildungsanstalten, 77 000 
Leh rer und 70 000 Studenten.

Staatssekretär Dr. Thedieck 
vom Bundesministerium fü r Ge­
samtdeutsche Fragen erklärte 
dazu, der Grund fü r diese R eise­
verbote liege offenbar in der 
Unruhe, die gerade unter den 
jüngeren und ge is tig  interes­
sierten Menschen der Zone seit 
den Ereignissen in Ungarn und 
Po len  entstanden sei. Es sei fü r 
die Machthaber der Sowjetzone 
zu gefährlich, diese Menschen 
nach Westdeutschland fahren zu 
lassen, wo sie m it gleichaltrigen 
über die Verhältnisse in  der 
Zone diskutieren könnten.

Nachdrücklich wandte sich 
Thedieck gegen die Behauptung, 
daß Reisende aus der Sow jet­
zone im Bundesgebiet als Agen­
ten angeworben oder m it Geld 
seines Ministeriums beeinflußt

such gemacht, die „nationalen 
Planw irtschaften“ der Satelliten­
länder wenigstens einigermaßen 
zu koordinieren, allerdings w e­
n iger zum Zwecke einer ohnehin 
kaum möglichen höheren Ren­
tabilität, als vielm ehr um einer 
engeren Verflechtung willen.

M it anderen W orten : W ir t­
schaftliche Extratouren sollen 
w egen der damit vielleicht ve r­
bundenen politischen A llein ­
gänge unterbunden werden. Das 
richtet sich gegen Polen. Und 
um Po len  bei der sowjetischen 
Stange zu halten, drängt man 
ihm die „H ilfe “ seiner moskau­
hörigen Nachbarstaaten Tsche­
choslowakei und Sowjetzone ge­
radezu auf. Ob diese beiden 
Nachbarn, die selbst mehr be­
nötigen als abgeben können, 
tatsächlich zu helfen in  der

würden. Solche Unterstellungen 
seien „vollendeter Wahnsinn“ . 
Pankow  lasse die Bewohner der 
Sowjetzone ohne Rückfahrkarte 
und ohne einen P fen n ig  Geld in 
das Bundesgebiet reisen und 
verlange dann, daß sie hier 
nicht von der M öglichkeit Ge­
brauch machten, sich w en ig­
stens die Rückreise bezahlen zu 
lassen.

Bonn (Eigenm eldung). In  den 
Bonner Regierungsparteien w ird  
neuerdings w ieder der Gedanke 
erörtert, die m it staatlicher 
H ilfe  erbauten Wohnungen des 
sozialen Wohnungsbaus als 
„Volkswohnungen“ in P r iva t­
besitz überzuführen. Durch die 
Diskussionen über den „Volks- 
aktien“ -Plan sind diese Über­
legungen, die seit Jahren an­
gestellt werden, plötzlich aktu­
eller geworden. Man denkt dar­
an, die gemeinnützigen W ohn­
bau - Gesellschaften, in deren 
Besitz sich die Wohnungen be­
finden, gesetzlich zu verpflich­
ten, die Wohnungen den der­
zeitigen M ietern zum K au f an­
zubieten. D ie Überlegungen 
darüber befinden sich aber noch 
im Anfangsstadium, so daß in

L a ge  sein werden, ist kaum an­
zunehmen, zumal ihnen der Aus­
fa ll von polnischen und unga­
rischen Agrarlieferungen dop­
pelt zu schaffen macht.

Po len  jedenfalls muß H ilfe  
annehmen, w o sie sich bietet. 
Es wandte sich an Amerika. D ie 
W irtschafts- und Ernährungs­
lage ist dqrt so, daß selbst ein 
H ilfsversprechen aus Pankow 
nicht zurückgewiesen werden 
kann, so gern das die National­
polen um Gomulka aus „ideolo­
gischen Gründen“ wahrschein­
lich auch tun möchten. Doch 
w ird  man dabei sehr genau be­
achten müssen, ob m it den n^u 
forcierten  W irtschaftskonta! 
zwischen Warschau und Pank^ ., 
tatsächlich ein politisches Ent­
gegenkommen der Po len  ver­
bunden sein w ird , das den sta- 
linistischen Überbleibseln an der 
Weichsel neuen Au ftrieb  ver­
schaffen könnte.

N icht nur die Bundesregie­
rung w ird  das aufmerksam be­
obachten müssen, sondern auch 
die Regierung der Verein igten 
Staaten, die Po len  helfen w ill. 
Gomulka hat in schwierigen Si­
tuationen seinen starken Cha­
rakter gezeigt. Man erwartet 
von ihm, daß er auch bei der 
Entgegennahme von W irtschafts­
h ilfe  sich nicht allein von fra g ­
würdigen Zweckmäßigkeitsprin- 
zipien leiten läßt, also etwa die 
westliche H ilfe  einsteckt und 
ein paar Tage später sich in 
Pankow  womöglich vor den 
K arren  Ulbrichts spannen läßt.

den nächsten Monaten bis zur 
W ahl auf keinen F a ll m it ei 
Verw irklichung dieses Plans . - 
rechnen ist.

D ie neuen Erörterungen gehen 
von einer Bemerkung aus, die 
BundeswohnungsbauministerDr. 
Preusker beiläufig auf dem 
Hamburger P a rte itag  der Deut­
schen Parte i gemacht hat. Er 
meinte, auf die Dauer dürfe es 
nicht dabei bleiben, daß der 
Staat m it ungeheuren M itteln 
fü r eine Ansammlung ries iger 
Verm ögen bei anonymen Bau­
gesellschaften sorge. In  unter­
richteten Kreisen w ird darauf 
hingewiesen, daß der Staat seit 
3948 im Bundesgebiet und in 
W estberlin mehr als 19 M illia r­
den DM  fü r den sozialen W oh­
nungsbau ausgegeben hat*

Erweiterung der Reiseverbote?
Kaiser-Ministerium äußert Befürchtungen

Volks wohnungs-Gesetz wird erwogen
Mietern sollen Kaufrechte eingeräumt werden



So s in d  sie  wirklich/

Die Intendantin des NKWD
m früheren Landestheater 
Brandenburg, dem heutigen. 

„Hans-Otto-Theater" zu Po ts­
dam, residiert eine Frau als In ­
tendantin, die sich dieser Tage 
als Spitzenkandidatin der „N a ­
tionaldemokratischen . Pa rte i“ 
vorstellen durfte: I ls e  W ein- 
traud, ze itw e ilig  prominenteste 
„Kulturreisende“  des sow jet­
zonalen Außenministeriums. In  
Indien und Ham burg konnte 

ihr während der letzten 
'e gleichermaßen begegnen, 

überall demonstrierte sie das 
„Demokratische“  des SED-Staa- 
tes: „Sehen Sie, auch ich als 
Angehörige einer nichtkommu­
nistischen, bürgerlichen Pa rte i 
kann in  der D D K  als Theater­
intendantin fungieren . . . ! * *  
Westeuropäische Zeitungen ha­
ben dieses Faktum  gebührend 
gew ürd igt . . .

I lse  W eintraud ist ein typ i­
sches Beispiel fü r die Tarnung, 
m it der sich Altkommunisten 
heute in der Öffentlichkeit be­
wegen. Niem and hätte sich in 
Ham burg auch nur ein W ort 
m it dieser Frau  unterhalten., 
wäre sie von der SED gekom­
men. A ber so w ar sie ja  eine 
„Bürgerliche“ , vie lleicht gar 
eine vom „stillen, kulturellen 
W iderstand“ . . . Sehen w ir  uns 
ihre B iographie einmal unvor­
eingenommen an;

Seit 1923 Kommunistin!
Ilse  W eintraud wurde 190$ in 

Düsseldorf als Tochter einer 
^■'herin geboren und kam 1920 

Garderobenfrau und Pu tz- 
madchen an das Hamburger 
Café „Opéra". Bereits 1923 stieß 
sie zu einer kommunistischen 
Jugendgruppe, wurde deren 
M itg lied  und erhielt in einem 
Laienzirkel Schauspielunterricht. 
1925 wurde sie M itg lied  der 
K P D , w o man sie in  das von 
der Parte ileitung finanzierte 
Ensemble „Ham burger Schau­
spieler“  verm ittelte. Im  Januar 
1933 gelang es ihr, in  einer 
mecklenburgischen W iderstands­
gruppe unterzuschlüpfen, bis 
sie Ende 1933 verhaftet und zu 
IV2 Jahren Gefängnis verurteilt 
wurde. Anschließend arbeitete 
sie bis 1945 als Kunstgewerb le­
rin, Sekretärin und in einem 
Rüstungsbetrieb.

ILSE WEINTRAUD
Nach dem Zusammenbruch 

g ing Ilse  W eintraud im  A u f­
träge der neugegründeten K P D , 
deren M itg lied  sie w ieder w ur­
de, nach Hamburg, um die 
alten Genossen zu einem neuen 
Ensemble zu form ieren. Es ge­
lang ihr, das Kabarett „La ter­
nenanzünder“  zu gründen, das 
bald mehr von der Düsseldorfer 
K P-Zen tra le als von ihr geleitet 
wurde. Ende 1947 tauchten je ­
doch in Ham burg Gerüchte über 
gewisse NKW D -Verbindungen 
der W eintraud auf, die sich 
erhärteten, als man diese Frau 
im  Jahre 1948 kurzerhand an 
das mecklenburgische Theater 
Ludw igslust kommandierte.

Der Parteibueh-Wechsel
K u rz danach verblüffte sie 

ihre Genossen durch einen offi­
z ie ll befohlenen Übertritt von 
der SED — deren Mitgliedsbuch 
sie inzwischen angenommen 
hatte —  zur N D PD . Sie gründe­
te die Ortsgruppe Ludw igslust 
dieser Parte i, übernahm im  
Landesparteivorstand die Abt. 
Politisches Studium und Ku ltur 
und wurde zur Intendantin der 
Volksbühne Neustrelitz beför­
dert. Im  Juni 1950 übernahm sie 
dann die Intendanz des damali­
gen Landestheaters in  Potsdam, 
dessen Belegschaft und Ensem­
ble sie zusammen m it einem ihr 
befreundeten sowjetischen K u l­
turoffizier in unvorstellbarer 
W eise „säubern“ half.

Ilse W eintraud wurde zu einer 
der gefürchtetsten Agentinnen 
des Potsdamer N K W D , später 
M W D . Ih r  Zugang zu höchsten 
Parteidienststellen und zu den

Noch parteiischer!
Berlin (D PA ). Eine noch stär­

kere Po litis ierung der Sow jet- 
zonen-Schule im Sinne des SED- 
Regim es kündigte der D D R- 
M in ister fü r Volksbildung. F r itz  
Lange (SED ), in Ostberlin an. 
Während eines Festaktes zur 
Auszeichnung von „verdienten 
Lehrern des Volkes“ nannte 
Lange die „politisch-ideologi­
sche Erziehung unserer Jugend" 
das „Hauptkettenglied in der 
gesamten Bildungs- und E r­
ziehungsarbeit“.

Privatwohnungen prominenter
Kulturfunktionäre machte sie 
fü r die Sow jets bald unentbehr­
lich. Von der Potsdamer Bevöl­
kerung erhielt sie den Beinamen 
„D ie Intendantin des N K W D “ . 
1951 wurde sie in den P o lit i­
schen Hauptausschuß der N D PD  
aufgenommen und spielt seither 
eine maßgebliche R o lle in  der 
„nationaldemokratischen“ Pa rte i­
politik.
Funktionen über Funktionen.

Es w ar im  Sinne der Sowjets, 
diese Frau m it Funktionen zu 
überhäufen. Sie kam in den 
Bundesvorstand des „Demokra­
tischen Frauenbundes“ , gehörte 
bald der Potsdamer Bezirks­
leitung des Kulturbundes, dem 
„Nationalrat der Nationalen 
F ron t“ und Gruppierungen w ie 
dem Korea-Hilfsausschuß an, in 
dessen A u ftrag  sie mehrmals 
nach Nordkorea reiste. Im  Zen­
tralvorstand der Gesellschaft 
fü r deutsch-sowjetische Freund­
schaft ist Ilse  W eintraud eben­
so vertreten w ie in  der Volks­
kammer, der sie nun in der 
zweiten Amtsperiode angehört. 
V ierm al wurde ihr die „M edaille 
fü r ausgezeichnete Leistungen“ 
verliehen, koreanische und v iet­
namesische Orden kamen hinzu. 
A ber je  energischer sich diese 
betont männlich auftretende 
Frau nach Orden und Ämtern 
drängte, um so mehr wurde sie 
von ihren Kulturfunktionärs­
kollegen gemieden. Jedes Ge­
spräch mit der Weintraud ist 
gefährlich; vie le sind durch 
Schaden k lu g geworden. N ie ­
mand w ird  erfahren, wen diese 
Frau ins Unglück stürzte. H eim ­
lich spricht man von diesem 
und jenem, den sie an das M W D 
verraten haben soll. Vorsichtig 
geht man ihr aus dem W ege, 
und jeder ist bestrebt, sie nicht 
zum Feind zu haben.

Ob diese Frau glücklich ge­
worden ist, bleibt dahingestellt. 
T r itt sie im Westen als „bürger­
liche“ Agitationsrednerin auf, 
w irkt sie krampfig und ver­
klemmt. N u r M itleid  wäre bei 
ihr fehl am Platze. Ilse  W ein ­
traud hat ihr Schicksal selbst 
gewählt, und man darf ihr nicht 
einmal mehr die „bürgerliche“ 
Tarnung belassen, m it der sie 
im W esten agiert.



Der große Schwindel beginnt
In O stberlin trauten die „Wähler44 ihren Augen nicht

M it betretenen Mienen nahmen am Pfingstsonnabend die 
ersten 6000 Ostberliner ihren „Wahlschein“  in  Empfang. Es 
waren Urlauber, D ienstreisende und Lelirgangs-Kom m andierte, 
d ie während der X>fingsife iertage in  den acht Ostberliner „Son­
derwahllokalen“  den großen Schwindel eröffnen helfen durften. 
D er „Stim m zettel“ , den man ihnen gab, enthielt nichts w eiter 
als d ie Nam enliste der jew e iligen  Kandidaten der „Nationalen 
F ront“ . Keinen Verm erk, nichts zum Ankreuzen oder U ngültig­
machen. E in  Stück bedrucktes Papier, das ohne schriftlichen 
Zusatz, ohne einen B leistiftstrich  in  d ie Wahlurne geworfen 
werden mußte 1

SSD, herhören!
Der kleine TA G  w ird  ver­

sandt und verte ilt ohne 
Rücksicht auf d ie politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Em pfänger 
sogar besonders beliebt, 
denn sie haben es nötiger 
als andere, d ie W ahrheit zu 
erfahren. W er Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
w ird, kann den Meinen TAG  
also ruh ig bei der Po lize i 
oder beim  Bürgerm eister­
amt oder bei seiner D ienst­
stelle abgeben. Übriger 
w ird er auch dort ge. 
gelesen.

Gewiß, man w ar auf alles g e ­
faß t bei dieser „W ah l“ . Aber 
eine derartige Zumutung ve r­
schlug selbst hartgesottenen 
Opportunisten den Atem. D er 
W ahlgang, der damit erstmals 
bekannt gew orden ist, wickelte 
sich ab w ie  fo lg t :

In  einem sogenannten „W ah l­
büro“ wurden, nach Leg itim ie­
rung durch den Personalaus­
w eis, die „Wahlscheine“  ausge­
geben. M it diesem Schein g in g  
es auf direktem W ege zum 
„W ahllokal“ , das sich meist im 
nächsten oder sogar im gleichen 
Baum befindet. A u f diesem 
W e g  wurden die „W äh ler“  von 
den mißtrauischen Blicken zahl­
reicher als „W ahlkontrolleure“ 
fungierenden Funktionäre ve r­
fo lg t. Unmöglich, etwa einen 
Verm erk auf dem Zettel anzu­
bringen, oder diesen gar zu zer­
reißen. Trotzdem  haben sich die 
Veranstalter doppelt gesichert, 
indem nun —  bei der „'Wahl­
le itung“ —  der Schein noch ein­
mal „zwecks Leg itim ation “ vor­
gezeigt werden muß. Jetzt hätte 
der Bürger theoretisch die M ög­
lichkeit, die in jedem F a ll vo r­
handene, wenn auch gut be­
wachte Wahlkabine zu benutzen. 
Angesichts der Beschaffenheit 
des „Wahlscheins“ w äre dies 
vö llig  sinnlos. W as w ill der 
W äh ler in dieser Kabine tun? 
W er dort hingeht, kann es nur 
tun, um eine antikommunistische 
Losung auf dem Papier zu fix ie­
ren. Es wäre eine Selbstentlar­
vung ohne jeden Sinn: Die zahl­
losen anwesenden Funktionäre 
können sich durch eine kurze 
Bückfrage im  „W ahlbüro“ von 
der Identität dieses „Schäd­
lin gs“ überzeugen.

Offene Abstimmung- Zwang!
D ie W ahlleiter selbst lassen 

keinen Zw eife l daran, daß es 
nur den W eg  der „offenen“ A b ­

stimmung gibt. In  mehreren 
Ostberliner W ahllokalen wurde 
während der ganzen P fingst- 
fe iertage nicht ein einziger Bür­
ger beobachtet, der die W ah l­
kabine aufgesucht h ä tte ! A lle  
trugen den Zettel sofort nach 
Em pfang auf direktem W ege 
zum W ahltisch und w arfen  ihn 
unter den wachsamen Augen 
der Funktionäre unbeschrieben 
in die Urne. Es g ib t kein „N ein “ 
bei dieser W ahl, es sei denn, 
man würde den Schein vor den 
Augen des W ahlleiters zer­
reißen. W as aber hätte eine

V ie le  Menschen, die in  den 
letzten Tagen  den H ergang der 
am 23. Juni offiziell durchzufüh­
renden „W ahlen“ erfuhren, ha­
ben verzw eife lt nach einem W eg  
gesucht, m it dem man den K om ­
munisten diesen unglaublichen 
Frechheitsakt parieren kann. 
A ber es g ib t keinen solchen 
W e g ! Selbst wenn es einem 
W ähler gelingen sollte, diesen 
Zettel zu durchkreuzen (es ge­
lin g t ihm nicht ohne Aufsuchen 
der W ahlkabine!), w ürde seine 
Stimme als „Ja“ fü r die „N a tio ­
nale F ron t“ und damit fü r di8 
SED gew ertet werden. N u r ein 
zerrissener Wahlschein w ird  als 
„ungültig“  anerkannt, auch 
dann nicht einmal als Gegen­
stimme“. W ozu aber diese 
Geste? Nehmt das Ganze als 
das, was es is t : A ls  eine in 
Deutschland einmalige Komödie, 
die alle bisherigen kommunisti­
schen Handlungen in den Schat­
ten stellt. Gebt getrost Eure 
Zettel ab ! D ie W e lt weiß jetzt, 
w ie  diese „W ah l“ vonstatten 
geht! Es w ird  der SED nicht 
gelingen, m it dem W ahlergebnis
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solche W iderstandshandlung für 
einen Sinn, wenn dadurch M en­
schen fü r eine idealistische Ta t 
dem Terro r der Staatsorgane 
zum Opfer fa llen  würden?

auch nur einen Menschen —  und 
sei er noch so ignorant —  zu 
täuschen!

D ie SED hat ihren gesamten 
Sicherungsapparat zu dieser 
W ahl aufgeboten. D ie W ahl­
schlepper werden den letzten 
B ürger aus seiner W ohnung ho­
len, ein  H eer kommunistischer 
Funktionäre w ird  jeden  Schritt 
zwischen „W ahlbüro“ und „W ah l­
urne“ überwachen. Meidet die 
W ahlkabinen! Sie sind politi; 
Menschenfallen; m it ihnen v  
der SSD die zum W iderstand 
bereiten Bürger kennenlernen! 
D ie ganze W e lt weiß, w ie  heute 
die Sowjetzonenbevölkerung 
über die SED und ihre sow jeti­
schen H interm änner denkt! 
W äre  ein hundertprozentiges 
W ahlergebnis nicht die beste 
Antw ort auf diese Farce, die 
sich uns bereits in  den „Sonder­
wahllokalen“ produzierte? Ein 
fünfzigprozentiges W ahlergebnis 
würde die Dummen zu Zw e if­
lern machen, ein hundertprozen­
tige r  „W ah lsieg“ der SED aber 
ist die herrlichste Parodie auf 
diesen Staat, der sich deutsch 
und demokratisch titulieren 
m öchte!

Eine einmalige Komödie



Vor den Wahlen in der Osizone Chrusischow in Finnland

Die Kandidaten stellen sich vor ''DÄ C j en?  w5r ° n u?sei'e Y olktrepuDliken denken, schwiizen wir schon 
genugr

„Schickt Einladungen!“
Bonn (A P ). Hunderttausende 

von Briefen, Einladungen und 
Freundesgaben aus der Bundes­

ublik und W estberlin  an 
denten und Oberschüler der 

Sowjetzone und Ostberlins so l­
len dem Pankower Regim e „die 
einzig mögliche An tw ort“ auf 
das Ausreiseverbot fü r Studen­
ten und Oberschüler erteilen. 
Diese Aufforderung richtet 
das Kuratorium  Unteilbares 
Deutschland am M ittwoch an 
die Jugend. E ltern und E r­
zieher in der Bundesrepublik 
und W estberlin. Dadurch solle 
dokumentiert werden, daß „das 
Bewußtsein zur Zusammen­
gehörigkeit der deutschen Ju­
gend unerschütterlich bleibt“ .

M öglichst jeden Oberschüler 
und Studenten in M itteldeutsch­
land sollte in diesen Wochen 
ein Beweis der Verbundenheit

aus der Bundesrepublik und 
W estberlin  erreichen. In  jeder 
Hochschule und Schule M itte l­
deutschlands müßten Einladun­
gen fü r die Sommerferien ein- 
treffen . Selbst wenn das „V e r­
botsregim e“ in  Pankow  solche 
Reisen w eiter verhindern sollte, 
wüßten die jungen Menschen in 
Mitteldeutschland dann doch, 
„daß die Jugend westlich der 
Zonengrenze auf sie w artet“ .

Machtkampf in Ungarn?
Budapest (A P ). Innerhalb der 

Kommunistischen Parte i Un­
garns soll sich gegenw ärtig  ein 
s tiller erb itterter K am pf um 
die F rage  abspielen, ob Ungarn 
sich in Zukunft noch enger an 
die Sowjetunion anlehnen,- oder 
—  ähnlich w ie  Polen —  eine un­
abhängige Stellung anstreben 
soll. D ie parteiamtliche Zeitung

W ird wirklich  
gesprochen?

Fortsetzung von Seite 3

g iftet, als sie das Gespräch 
durch L ü ge  und Gewalt ersetz­
ten. W ir  müssen zurückfinden 
auf den W eg  des Überzeugens. 
D ieser W eg  ist mühsam, und er 
schließt die M öglichkeit ein, 
vom Recht des anderen über­
zeugt zu werden. A ber nur die­
ser W eg  bietet auch die Chance, 
den anderen fü r die eigene M ei­
nung wirklich zu gewinnen. 
Und das ist schließlich der ein­
zige W eg  zu wirklichem  F r ie ­
den.

„Nepszabadsag“ bestätigte am 
M ittwoch erstmalig, daß D iffe ­
renzen innerhalb der Parte i be­
stehen, nannte sie jedoch ein 
„gesundes Zeichen“.



BILDER DER WOCHE. Oben: „M ayflowerll“, eine Nachbildung jenes Schiffes, mit 
dem 1620 die Pilgerväter aus England nach Amerika ausw&nderten, begegnete auf 
dem Atlantik dem britischen Flugzeugträger „A rk  Royal“ . — Unten: 50 Jahre Strandbad 
Waansee. In lustigen Vorführungen wurde dieser Tage gezeigt, wie Anno dazumal 

eine Berliner Familie einen Ausflug in das „Strandbad Berlin“ unternahm.


